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Möglicheneue Regelung

Das BWO hat nun vorgeschlagen, dass
anstelle der Auf- oderAbrundung – ausgehend
von der Basis von 3,43 % – die rein
mathematischen RegelnzurAnwendungkommen
sollen. So würde beispielsweise ein
Durchschnittszinssatz von 2,38% bis 2,62 % zu
einem Referenzzinssatz von 2,5 % führen,
ein Durchschnittszinssatz von 2,63 % bis
2,87% zu einem Referenzzinssatz von
2,75%. Dies wäre sicherlich einfacher zu
verstehen als die heutige Regelung. Heute
ist es so,dass derDurchschnittszinssatzauf
2,43% oder tiefer liegen muss, damit der
Referenzzinssatz auf 2,5% zu stehen
kommt. Ein Durchschnittszinssatz von
2,44% führt weiterhin zu einem Referenzzinssatz

von2,75%.Diese Aufrundungkann
nur verstehen, werdas System biszu seiner
Einführungzurückverfolgt.

Gegen eine erneute Änderung wird vor
allem vorgebracht, dass sich das
Finanzierungsrisiko zulasten des privaten Vermieters

erhöht. Einerseits sei dies bereits
dadurch geschehen, dass nicht mehr die
örtliche Bank massgebend sei, sondern ein
gesamtschweizerischer Zinssatz gelte.
Andererseits führe das Systemzwangsläufig zu
einer gewissen Abweichung zwischen dem
jeweils vomVermieter im Einzelfall bezahlten

Zins und dem Referenzzinssatz, eine

Aufgrundeiner Intervention des
Mieterverbandes soll dieBerechnungsart des
Referenzzinssatzes teilweise verändert
werden. Es gehtdabei umdie anwendbaren
Rundungsregeln.

Bekanntlich gilt seit dem 10. September
2008 für Mietzinsanpassungen aufgrund
von Änderungen der Hypothekarzinssätze
für die gesamte Schweiz der so genannte
hypothekarische Referenzzinssatzbei
Mietverhältnissen. Dieserersetzt die bisherigen
Zinssätze, die aufgrund der im örtlichen
Hypothekargeschäft führenden Bank in
der Regel der Kantonalbank) massgebend
waren. Tatsächlich spielt der Referenzzinssatz

in Formvon Erhöhungenoder Senkungen

desHypothekarzinssatzes imSinnevon
Art. 269aBest. a ORund Art.12 Abs.1VMWG
eine grosse Rolle. Er hat insbesondere
Auswirkungen auf die Überprüfung des
Mietzinses von Wohn- und Geschäftsräumen
anhanddesErtrages Art. 269 OR).Daneben
kommt erzurAnwendungbeider Überwälzung

von wertvermehrenden Investitionen
und energetischen Verbesserungen Art.
269a Best. b OR und Art. 14 Abs. 4 VMWG)
sowie für die Berechnung der kostendeckenden

Bruttorendite bei neueren Bauten
Art. 269a Best. c OR). Der Durchschnittszinssatz

wird dabei vierteljährlicherhoben.

Rundung oder nicht?

Eingeführt wurde er wie erwähnt erstmals
am 10. September 2008, wobei der damals
zugrunde liegende Durchschnittszinssatz
3,43 %betrug.Dies ist dieheute noch
massgebende Basis für Veränderungen.
Selbstverständlich hätte man bereits bei der
Einführung eineRundungauf3,5 %vornehmen
können – die nachfolgenden Diskussionen
wären damit hinfälliggeworden. Man wollte

dies aberdamalsverhindern, damit nicht

die Änderung der Berechnungsgrundlage
allein zu Mietzinsanpassungen geführt
hätte. Beim ursprünglichen Durchschnittssatz

von 3,43% und einem gestützt auf
diesen Wert festgesetzten Referenzzinssatz
von 3,5% erfolgt eine mietrechtliche
Anpassung, sobald der Durchschnittssatz
entweder auf den Wert von mindestens
3,68% gestiegen ist neuerReferenzzinssatz
gleich 3,75%) oderauf denWert vonhöchstens

3,18 % gesunken ist neuer Referenzzinssatz

gleich 3,25%). Bekanntlich ist der
Referenzzinssatz seit seiner Einführung
kontinuierlich gesunken und betrug am
1.September 2011 noch 2,51%,woraus sich
ein Referenzzinssatz von 2,75 % ergibt vgl.
Kästchen).

Nach der nicht zustande gekommenen
WeiterbearbeitungeinesneuenMietrechtes
in den nationalrätlichen Kommissionen ist
derMieterverbandansBundesamt für
Wohnungswesen gelangt und hat eine Anpassung

der Modalitäten zur Festlegung des
Referenzzinssatzes vorgeschlagen. Im Rahmen

einer Konsultationsrunde mit den
interessierten Verbänden wurden die
verschiedenen Systeme erläutert. Gleichzeitig
kam auch klar zum Ausdruck, dass die
Hauseigentümerseite eine Änderung des
Rundungssystems so kurznach der Einführung

des Referenzzinssatzes grundsätzlich
ablehnt, da dafür keine genügenden Gründe

vorlägen.Hauptargumentdes Mieterverbands

dagegen ist, dass die notwendige
Glättung nicht erreicht worden sei, während

das BWO selbst davon ausgeht, dass
der Rundungsmechanismus schwer zu
erklären ist. Der SVW selbst könnte mit der
heutigen Lösung leben, hat in seiner
Stellungnahme aber festgehalten, dass eine
Rundung nach mathematischen Regeln,
wie wir sie von der Schule her kennen,
grundsätzlich wohl vorzuziehen wäre.
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Ruedi Schoch

Der mietrechtliche Referenzzinssatz

Hypothekarischer Referenzzinssatz

Per 1. September ist der nunmehr schweizweit

geltende Referenzzinssatz wiederum
bekanntgegebenworden. Er liegtbei2,51%.
Aufgrund der Rundungsregeln wie im
nebenstehenden Text erläutert, ergibt sich
daraus im Vergleich zur letzten Festlegung
vom 1. Juni 2011 kein Anspruch auf eine
Mietzinssenkung.
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Anzeigen

In Kürze

Neue Kenngrössen für die ordentliche
Revision
GemässeinerÄnderung im Obligationenrecht
vom 17. Juni 2011 gelten – für die meisten
Genossenschaften ab dem 1. Januar 2012 – für
die ordentliche Revision die nachfolgenden
Punkte, wobei zwei der drei Grössen in zwei
aufeinander folgendenGeschäftsjahren
überschritten werden müssen:
a) Bilanzsumme von 20 Mio. Franken,
b) Umsatzerlös von 40 Mio. Franken,
c) 250 Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt.

Schlüsselgeld
In früheren Zeiten war das Schlüsselgeld das
willkürliche Geschenk, das der Käufer eines
Hauses der Ehegattin oder der Tochter des
Verkäufers gleichsam für die Übergabe und
Abtretung des Hausschlüsselsgab. Heutesind
die Mieter die möglichen Empfänger dieses
Schlüsselgeldes. Dies passiert einerseits,
wenn ein Vermieter, vor allem bei
Geschäftsräumlichkeiten, einen zahlungskräftigeren

Qualität ohne Kompromisse

Waschmaschinen

Tumbler

WYSS MIRELLA
Tel. 041 933 00 74
6233 Büron

Mieter gefunden hat und er dembestehenden
Mieterdaher ein Schlüsselgeld offeriert,damit
er seinen Laden aufgibt. Das Schlüsselgeld
kann aber auch von einem neuen Mieter dem
bisherigen Mieter angeboten werden, damit
dieser ihm den günstigen Mietvertrag
überträgt. Sollten Sie in Ihrer Vermietungspraxis
davon erfahren, so kann es angezeigt sein,
sich dazu rechtskundig zu machen.

Verrechnungssteuern bei Depositenkassen
Die Eidgenössische Steuerverwaltung EStV

hat klammheimlich am26. Juli2011 das
Kreisschreiben Nr. 34 abgeändert.Neubeginntdie
Steuerpflichterst, wennderBestand an
GläubigerndieZahl100übersteigtunddiegesamte

Schuldsumme mindestens fünf Millionen
Franken beträgt. Darlehens- oder Depositenkassen,

die darunter liegen, könnten von der
Verrechnungssteuer ausgenommen werden.
Dazumussein entsprechendes Gesuchandie
EidgenössischeSteuerverwaltung, Eigerstrasse

©
Tdh/
Sandro

Mahler

65, 3003 Bern, gestellt werden.

Ich möchte eine Solidaritätspatenschaft für Kinder in Not
abschliessen. Ich bezahle monatlich: Fr. 40.- Fr._________

Bitte senden Sie mir mehr Informationen über die Patenschaften
von Terre des hommes

Frau Herr
Name _____________________ Vorname ___________________

Datum_____________________ Unterschrift ________________

058 / 611 06 11
Terre des hommes, Patenschaften
Avenue Montchoisi 15, 1006 Lausanne info@ tdh.ch | www.tdh.ch

Gratisinserat

3463

Strasse ________________________________________________

PLZ/Ort _______________________________________________

Abweichung, die ebenfalls die Vermieterschaft

zu bezahlenhabe. Angesichts der
relativ stabilen Tiefzinsphase – die aller
Voraussicht nach nicht gerade wieder in eine
Hochzinsphase umschlagen wird –
erscheint diese vermieterfreundliche
Argumentation etwas gar gesucht.Will eine
Vermieterin heute mögliche zukünftigeRisiken
minimieren, kann sie längerfristige
Hypotheken zu sehr günstigen Konditionen
abschliessen. Sie profitiert damit zwar etwas
weniger von den heute noch tiefer liegenden

Liborzinssätzen, hat dafür aber im
Gegenzugauch in Zukunft für einegünstige
Finanzierung gesorgt.

Unabhängig vonder Diskussionüberdie
Rundungsregeln bleibt festzuhalten, dass

die stabilisierende Wirkung des
Referenzzinssatzes bereits eingetreten ist, auch
wenn dieSenkung langsamverläuftunddie
Mieter möglicherweise davon nicht schon
imvollenUmfang profitieren konnten. Dieser

Nachteil wird sich bei steigenden
Hypothekarzinssätzen dann als Vorteil für die
Mieter erweisen.


	Recht

